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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
(Zweites Änderungsgesetz - AnVNG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Artikel 2 § 52 des Gesetzes zur Neuregelung des 
Rechts der Rentenversicherung der Angestellten 
(Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetz — 
AnVNG) vom 23. Februar 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 88) wird wie folgt geändert: 

In Absatz 2 Sätze 1 und 2 wird jeweils die Zahl 
„1958" durch die Zahl „1959" ersetzt. 

Artikel 2 

Die Überschrift des Gesetzes zur Änderung des An- 
gestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 


27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1074) wird er- 
gänzt durch den Zusatz „(Erstes Änderungsgesetz — 
AnVNG)". 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 

(2) Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 31. März 
1958 in Kraft. 


Bonn, den 14. Februar 1958 

Cillien und Fraktion 
Frau Kalinke und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Codesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Begründung 


Bei der Reform der Rentenversicherung im 2. Bun- 
destag ist gesetzlich eine Neuregelung der Alters- 
versorgung für das Deutsche Handwerk angekün- 
digt worden (vgl. Artikel 2 § 52 Abs. 4 Angestell- 
tenversicherungs-Neuregelungsgesetz). Der vorlie- 
gende Gesetzentwurf verfolgt in Anlehnung an 
diese Neuregelung zwei Ziele. 

Um den Handwerkern den Übergang zu den durch 
die Renten-Neuregelungsgesetze festgelegten neuen 
Beitragssätzen zu erleichtern, sind in den Renten- 
versicherungs-Neuregelungsgesetzen Vorschriften 
über eine Befreiung von der Versicherungspflicht 
aufgenommen worden. Aus dem gleichen Grunde 
wurde Handwerkern, die wegen des Abschlusses 
privater Lebensversicherungsverträge versicherungs- 
frei waren, eine übergangsfrist eingeräumt, in der 
sie die Versicherungsprämie zur privaten Lebens- 
versicherung auf ihrem bisherigen Stand belassen 
konnten und sie nicht an die in der Angestellten- 
versicherung gestiegenen Beitragssätze anzupassen 
brauchten. Diese übergangsfrist läuft am 31. März 
1958 ab. Mit Rücksicht auf die gesetzlich in Aus- 
sicht gestellte Neuregelung der Altersversorgung 
für das Deutsche Handwerk erscheint es unzweck- 
mäßig, im gegenwärtigen Zeitpunkt eine Herauf- 
setzung der Versicherungsprämien von Handwer- 
kern gesetzlich anzuordnen, ohne daß feststeht, ob 
die gleiche Regelung bei der Neuregelung der Al- 
tersversorgung beibehalten wird. Aus diesem 
Grunde sieht der vorliegende Gesetzentwurf eine 
Verlängerung der übergangsfrist um 1 Jahr vor. 


Im einzelnen gilt folgendes: 

Artikel 1 

enthält die Verlängerung der Frist zur Anpassung 
der Versicherungsprämien für Lebensversicherungs- 
verträge an die durch die Rentenversicherungs-Neu- 
regelung festgelegten neuen Beitragssätze. Diese 
Fristverlängerung gilt sowohl für diejenigen Hand- 
werker, die in vollem Umfange versicherungsfrei 
sind, wie für diejenigen, die von der halben Bei- 
tragsleistung befreit sind. An den übrigen Voraus- 
setzungen für die Versicherungsfreiheit ändert sidi 
nichts. 

Artikel 2 

Das Gesetz soll die Bezeichnung „(Zweites Ände- 
rungsgesetz — AnVNG)" erhalten. Das Erste Ände- 
rungsgesetz AnVNG vom 27. Juni 1957 (BGBl. I 
S. 1074), das eine Änderung der Frist für die Be- 
freiung von der Versicherungspflicht bei Abschluß 
von Lebensversicherungsverträgen für Angestellte 
brachte, erhält in Artikel 2 dementsprechend die 
Bezeichnung „Erstes Änderungsgesetz — AnVNG)". 

Artikel 3 

enthält die Berlin- und die Saar-Klausel. 

Artikel 4 

regelt das Inkrafttreten des Gesetzes, das mit dem 
Ablauf der Fristen für die Erhöhung der Versiche- 
rungsprämien in Artikel 2 § 52 Abs. 2 AnVNG ab- 
gestimmt ist. 
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